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Nr. 98/XVI 

 

An den  
Präsidenten des Regionalrates 
Josef Noggler 
________________________ 
 

A N F R A G E 

 

Im Begleitbericht zum Gesetzesentwurf 41/XVI „Allgemeine Rechnungslegung der autonomen 
Region Trentino-Südtirol für das Haushaltsjahr 2020” weist der Präsident der Regionalregierung 
darauf hin, dass eine besondere Bedeutung – auch wegen der verbundenen finanziellen Aspekte – 
den mehrjährigen Abkommen mit dem Justizministerium und dem Ministerium für Wirtschaft und 
Finanzen zur Festlegung der von der Region in Ausübung der delegierten Befugnisse zu 
gewährleistenden Funktionalitätsstandards (festgelegt durch das gesetzesvertretende Dekret Nr. 16 
vom 7. Februar 2017„Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut der Region Trentino-Südtirol 
für die Delegierung von Befugnissen betreffend die Verwaltungs- und Organisationstätigkeit zur 
Unterstützung der Gerichtsämter“) zukommt, durch welche die Anerkennung der auf 
gesamtstaatlicher Ebene vorgesehenen finanziellen Deckung der Personalkosten erzielt werden soll.  
 
Im selben Begleitbericht weist der Präsident auch darauf hin, dass die Verhandlungen mit dem 
Justizministerium zur Unterzeichnung des Tätigkeitsprotokolls betreffend die Personalführung und 
-verwaltung und der mehrjährigen Übereinkommen, wofür die Gespräche bereits seit Längerem 
laufen,– trotz der zahlreichen Aufforderungen und Treffen – bis dato nicht erfolgreich waren. 
Gemäß den Durchführungsbestimmungen sind auch die ständigen Beziehungen zu den, für die 
außerordentliche Instandhaltung zuständigen Diensten und Strukturen der Autonomen Provinzen 
Trient und Bozen weiterhin zu pflegen und weiterzuentwickeln, um eine akkurate und zügige 
Verwaltung der als Sitz der Gerichtsämter bestimmten Liegenschaften zu gewährleisten. Aus 
diesem Grund wurde mit der Autonomen Provinz Trient ein Protokoll zur Verbesserung und 
Vereinfachung der interinstitutionellen Beziehungen erstellt.   
 
In Bezug auf die interne Organisation und auf den Personalbedarf unterstreicht der Präsident, dass 
ein Dreijahresplan erarbeitet und genehmigt wurde, der sowohl die dringendsten Bedürfnisse (in 
erster Linie – jedoch nicht nur – in den Gerichtsämtern) als auch die möglichen zukünftigen 
Versetzungen in den Ruhestand berücksichtigt. Um dem Personalbedarf in den Gerichtsämtern 
gerecht zu werden, wurde mit Regionalgesetz die Möglichkeit eingeführt, die Abwesenheiten bis 
zum Erreichen von 100 % des Stellenplans zu decken, während für die von der Umsetzung der 
Delegierung von Befugnissen im Justizbereich betroffenen Zentralämter zusätzliches Personal 



vorgesehen wurde, um die Tätigkeiten in Zusammenhang mit dieser Delegierung durchführen zu 
können. 
 
 
Trotz der in den vorhergehenden Absätzen hervorgehobenen Schwierigkeiten erklärt der Präsident 
im erläuternden Bericht zum Gesetzentwurf Nr. 41/XVI mit Zuversicht, dass die Umsetzung des 
gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 16 vom 7. Februar 2017, auch dank der oben geschilderten 
Verwaltungsmaßnahmen in vollem Gange ist. Jedoch sollte nicht verschleiert werden, dass vor 
allem die Lage des Personalbestands immer noch besorgniserregend ist, auch weil der erste 
Wettbewerb für die Einstellung von Gerichtsassistenten in der Provinz Bozen nur teilweise den 
bestehenden Bedürfnissen gerecht werden konnte, während die Durchführung des gleichen 
Wettbewerbs für die Provinz Trient von der Pandemie verlangsamt wurde. Demzufolge hat die 
Regionalverwaltung versucht, den Bedarf auch durch den massiven Rückgriff auf die Abordnung 
von Personal aus anderen öffentlichen Körperschaften zu decken.  
 
All dies vorausgeschickt, erlauben sich die unterfertigten Regionalratsabgeordneten  
 

den Präsidenten der Regionalregierung zu befragen, 

 

um Folgendes in Erfahrung zu bringen: 
 

1. Wird es beabsichtigt, die Liste der Funktionalitätsstandards zu präzisieren, welche 
die Region bei der Ausübung der delegierten Befugnisse betreffend die 
Verwaltungs- und Organisationstätigkeit zur Unterstützung der Gerichtsämter, und 
die Gegenstand der Gespräche zwischen der Region und dem Justizministerium 
sind, zu gewährleisten hat? 

2. Welche Hindernisse stehen dem Abschluss der Verhandlungen mit dem 
Justizministerium zur Unterzeichnung des Tätigkeitsprotokolls betreffend die 
Personalführung und -verwaltung und den mehrjährigen Übereinkommen im 
Wege? 

3. Wird, angesichts der Schwierigkeiten der zur Umsetzung des gesetzesvertretenden 
Dekrets Nr. 16 vom 7. Februar 2017 erforderlichen Maßnahmen, beabsichtigt, 
einen technisch-politischen Beirat einzurichten, an dem auch eine Vertretung der 
Regionalratsminderheiten italienischer und deutscher Sprache teilnehmen würde, 
um die von der Regionalregierung ergriffenen Initiativen mit den verschiedenen 
politischen Gruppen des Regionalrats zu teilen? 

 
 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 
Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

 
Alex MARINI 
Diego NICOLINI* 
 
 

*  Der Regionalratsabgeordnete Nicolini bestätigt seine Unterzeichnung mittels zertifizierter Post. 


